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Verrechnungspreise und Zollwert

Nach Sch�tzungen findet ca. 70 % des
weltweiten Handels zwischen verbunde-
nen Unternehmen statt. Die importie-
rende Gesellschaft meldet in der Regel
die Verrechnungspreise der mit ihr ver-
bundenen Gesellschaft als Zollwert an.
Bislang war rechtlich umstritten, ob es
Auswirkungen auf den Zollwert und da-
mit auf die H�he der Z�lle und der EUSt
hat, wenn die Verrechnungspreise nach-
tr�glich eine Anpassung erfahren, um
die Fremd�blichkeit der Preise zu ge-
w�hrleisten („arm’s length priniciple“).
Muss der Leiter der Abteilung Steuern
und Z�lle eine nachtr�gliche Erh�hung
der Verrechnungspreise den Zollbeh�r-
den mitteilen – auch zur Vermeidung
steuerstrafrechtlicher Konsequenzen?
Kann er bei einer nachtr�glichen Senk-
ung der Verrechnungspreise eine Erstat-
tung beantragen? Der deutsche Zoll ver-
langt vom Importeur die Mitteilung
nachtr�glicher Verrechnungspreiserh�-
hungen zwecks Nacherhebung, lehnt
aber eine Erstattung im Fall einer nach-
tr�glichen Preissenkung ab mit dem Ar-
gument, dass sich die „Pauschalanpas-
sung“ nicht produkt- und einfuhrbezo-
gen aufschl�sseln lasse. Das Urteil des
EuGH vom 20. 12. 2017 in der Rs. C-
256/16, zwingt jetzt zum Umdenken
(das Urteil wird in der RIW 3/2018 ver-
�ffentlicht werden).

Ausgangspunkt war ein Verfahren vor
dem FG M�nchen, in dem die Kl�gerin
am Ende desWirtschaftsjahres von ihrer
Muttergesellschaft aufgrund einer in ei-
nem Advance Pricing Agreement (APA)
festgelegten Verrechnungspreismethode
eine Gutschrift von knapp 4 Mio. Euro
erhalten und aufgrund des verringerten
Zollwerts einen Erstattungsantrag ge-
stellt hatte. ImRahmen eines Vorlagebe-
schlusses hatte sich der EuGH mit der
Frage zu befassen, ob sich eine nachtr�g-
liche Verrechnungspreisanpassung auf
dieVerzollung auswirkt.

Der EuGH stellt klar, dass der Zollwert
vorrangig nach der Transaktionswert-
methode gem. Art. 29 ZK (jetzt Art. 70
UZK), also nach dem bei einem Verkauf
zur Ausfuhr tats�chlich gezahlten oder
zu zahlenden Preis zu bestimmen ist. Al-
lerdings soll der tats�chlich gezahlte
Preis zollwertrechtlichen Berichtigun-
gen unterliegen, wenn sich darin nicht
der tats�chliche wirtschaftliche Wert ei-
ner eingef�hrten Ware widerspiegele.
Eine nachtr�gliche Berichtigung des
Transaktionswerts im Rahmen des
Art. 78 ZK (jetzt Art. 48 UZK) komme
nur in Sonderf�llen in Betracht und
scheide im vorliegenden Fall aus. Der
EuGH sieht ansonsten die Gefahr, dass
das einf�hrende Unternehmen nur dann
einen Antrag auf Berichtigung des
Transaktionswerts stelle, wenn dieser
nach unten zu berichtigen sei. Die
Art. 28 bis 31 ZK (jetzt Art. 69, 70 und
74 UZK) seien daher dahin auszulegen,
dass sie es nicht zulassen, als Zollwert
einen vereinbarten Transaktionswert
zugrunde zu legen, der sich teilweise aus
einem zun�chst in Rechnung gestellten
und angemeldeten Betrag und teilweise
aus einer pauschalen Berichtigung nach
Ablauf des Abrechnungszeitraums zu-
sammensetzt, ohne dass sich sagen las-
se, ob am Ende des Abrechnungszeit-
raums diese Berichtigung nach oben
oder nach unten erfolgen werde.

Auf den ersten Blick scheint also alles
klar: Der unterj�hrig berechnete und bei
der Einfuhr angemeldete Verrechnungs-
preis ist der Zollwert. Nachtr�gliche
Verrechnungspreisanpassungen sind
zollwertrechtlich irrelevant. Eine Be-
richtigung der Zollwerte und der Ein-
fuhrabgaben erfolgt nicht. Das einf�h-
rende Unternehmen hat wirtschaftliche
Planungssicherheit.

Ein zweiter Blick offenbart allerdings
die Schw�chen des Urteils: Der EuGH

h�lt einerseits den angewendeten Ver-
rechnungspreis als Transaktionswert f�r
die Zollwertbestimmung maßgeblich,
will diesen aber korrigiert wissen, wenn

er nicht den tats�chlichen wirtschaftli-
chen Wert der eingef�hrten Ware wider-
spiegele (so bereits EuGH, Urt. v. 12.
12. 2013 – C-116/12, Christodolou u. a.,
und v. 16. 6. 2016 – C-291/15, EU-
RO2004.Hungary). Kern der Transakti-
onswertmethode ist aber gerade, dass
der zwischen den Parteien ausgehandel-
te und tats�chlich gezahlte Preis dem
„tats�chlichen wirtschaftlichen Wert“
der Ware entspricht. Der EuGH kehrt
letztlich zu einem normativen Zollwert-
begriff zur�ck, also zu dem „Normal-
wert“, der gerade mit der Einf�hrung
des „Transaktionswertes“ durch den
GATT-Zollwertkodex 1980 �berwunden
werden sollte. Das einf�hrende Unter-
nehmen, ob unverbunden oder verbun-
den, muss letztlich jederzeit damit rech-
nen, dass die Zollbeh�rde Zweifel an
der Markt�blichkeit des tats�chlich ge-
zahlten Preises anmeldet und den Zoll-
wert einseitig zu Lasten des Unterneh-
mens heraufsetzt.

Auch setzt der EuGH sich �berhaupt
nicht mit dem Problem auseinander,
dass erst die Verrechnungspreisanpas-
sung die Unbeeinflusstheit der Preise
nach Art. 29 Abs. 2 Buchst. a Satz 2 ZK
(jetzt Art. 70 Abs. 3 Buchst. d UZK) ge-
w�hrleistet und damit die Anwendung
der Transaktionswertmethode erm�g-
licht. Kommt es zu einer nachtr�glichen
Verrechnungspreisanpassung, zeigt
dies, dass der unterj�hrig angemeldete
Verrechnungspreis beeinflusst war.
Gleichwohl soll dieser beeinflusste
Preis nach dem Ansatz des EuGH dem
Zollwert zugrunde gelegt werden.

Der EuGH war offensichtlich der Auf-
fassung, dass die Rechtssache keine
neue Rechtsfrage aufwirft, und ent-
schied ohne Schlussantr�ge des Genera-
lanwalts. Das Urteil l�sst nicht erken-
nen, wie tief und en detail sich der
EuGH mit dem rechtlichen Vortrag der
Parteien und dem Vorlagebeschluss des
FG auseinandergesetzt hat. Es w�re da-
her nicht �berraschend, wenn der EuGH
sich nicht zum letztenMal mit dem The-
menkreis „Verrechnungspreisanpassung
und Zollwert“ befassen musste.

DerAutor
ist seit 10 Jahren in eigenerKanzlei t�tig und
auf die Bereiche Zollrecht, Umsatzsteuer-
recht, Außenwirtschaftsrecht und Steuer-
strafrecht spezialisiert. Zuvor war er als In-
spektor beim Zoll und bei verschiedenen
Big-Four-Gesellschaften, zuletzt alsPartner
Zoll, t�tig. SeineKanzlei hat bereitsmehrere
Verfahren vor dem EuGH begleitet. Er hat
auch die Kl�gerin des vorliegenden Aus-
gangsverfahrens vertreten.

Anmerkungen zu
dem EuGH-Urteil
vom 20. 12. 2017
in der Rs. C-529/16
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